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Einleitung

Ältere Menschen sind eine große und wach-
sende Bevölkerungsgruppe. Ihre Kompe-
tenzen und Erfahrungen fließen in viele 
gesellschaftliche Bereiche ein und sind 
gesamtgesellschaftlich von Bedeutung. 

Die Schaffung und Ausgestaltung von Rah-
menbedingungen für ein gutes und gesun-
des Leben im Alter sind eine gemeinsame 
Aufgabe von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Für die Gestaltung der Seniorenpolitik 
vor Ort ist die Landespolitik maßgeblich. 
Die bestehenden rechtlichen Vorgaben und 
Rahmenbedingungen sehen auf Landes-
ebene eine besondere Verantwortung für die 
Seniorenpolitik und deren Umsetzung vor – 
auch in finanzieller Hinsicht.

1.	 Seniorenpolitik	in	den	Bundesländern	
mehr	Gewicht	geben	

Seniorenpolitik ist ein Querschnittsthema 
und Bestandteil von Sozial- und Engage-
mentpolitik, von Wirtschafts-, Städtebau- 
und Wohnungspolitik, von Umwelt- und 
Verkehrspolitik, von Integrations- und 
Inklusionspolitik, von Verbraucherschutz, 
Bildungs- und Kulturpolitik, von Sport-, 
Gesundheits- und Pflegepolitik. Als Quer-
schnittsaufgabe erfordert Seniorenpolitik 
einen ressort- und generationenübergrei-
fenden Handlungsansatz, eine verbindliche 
Grundausstattung der örtlichen Altenhilfe 
und Altenarbeit sowie – als unverzichtbare 
fachliche Basis – eine Altenberichterstattung 
auf Landes- und regionaler Ebene.

Seniorenpolitik darf kein Randthema in ver-
schiedenen Landesministerien sein, son-
dern muss als eine verpflichtende Aufgabe 
verstanden werden. Um den vielfältigen 
und komplexen Anforderungen gerecht zu 
werden und um die Politik in den verschie-
denen Bereichen als Querschnittsaufgabe 
zu koordinieren, bedarf es auf Landes-
ebene einer ausdrücklichen Zuständigkeit 
für Seniorenpolitik – und zwar mit einer 
Ausrichtung, die alle Lebensbereiche um-
fasst. Daueraufgaben und Vorhaben auf 
Landesebene müssen aufeinander abge-
stimmt werden, damit sie auch für Kommu-
nen transparent und wirkungsvoll abrufbar 
sind und zu einer nachhaltigen Umsetzung 
führen. Aufgabe der Länder ist es auch, den 
Kommunen fachliche Grundlagen, Beratung 
sowie Angebote zur Vernetzung und Quali-
fizierung zur Verfügung zu stellen. So lernen 
Kommunen in einem organisierten Aus-
tausch voneinander und qualifizieren ihre 
Seniorenpolitik weiter. 

Erforderlich ist eine eigene Landesminister-
konferenz für den Bereich der Seniorenpoli-
tik auf Bundesebene, um einen Austausch 
über seniorenpolitische Fragen auch länder-
übergreifend sicherzustellen. 

Die Bedeutung der Seniorenpolitik muss 
sich auch in der Förderung der Seniorenver-
bandsarbeit auf Landes- und kommunaler 
Ebene widerspiegeln. Die Arbeit der Landes-
seniorenvertretungen ist von den Ländern 
aktiv zu unterstützen. Das beinhaltet neben 
einer auskömmlichen Finanzierung ihrer 
Tätigkeit auch die fachliche Unterstützung in 
Form von Austauschtreffen und Qualifizie-
rungsangeboten für kommunale Senioren-
vertretungen.
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2.	 Rechte	älterer	Menschen	stärken	

Im Zentrum aller Bereiche der Senioren-
politik stehen die Wahrung der Würde und 
der Rechte älterer Menschen. Ob es um ihre 
Beteiligung an der Wohnungs- und Ver-
kehrspolitik oder um Lernmöglichkeiten 
und ehrenamtliche Tätigkeiten geht, um die 
Organisation und Qualität der medizinischen 
und pflegerischen Prävention und Versor-
gung in einer Kommune oder um die Digi-
talisierung der Verwaltung – immer müssen 
die Bedarfe und Interessen Älterer beachtet 
und ihre Rechte berücksichtigt werden.

Das Alter ist heterogen, und der Prozess des 
Alterns verläuft sehr unterschiedlich. Diese 
Vielfalt wird sich in den folgenden Alters-
Generationen noch stärker ausprägen. Das 
kalendarische Lebensalter sagt nur wenig bis 
gar nichts über Fertigkeiten und Fähigkeiten 
einer Person aus. Dessen ungeachtet be-
stehen nach wie vor negative Altersbilder.1 
Diskriminierung aufgrund des Lebensalters 
muss im Grundgesetz und in allen Landes-
verfassungen ausdrücklich verboten werden. 
Sämtliche Altersgrenzen sollten überprüft 
werden. Wenn es keine fachlich-sachliche 
Begründung dafür gibt, sind sie aufzuhe-
ben.

Bei der Bekämpfung von Altersdiskriminie-
rung kommt den Landesseniorenvertretun-
gen, kommunalen Seniorenvertretungen 

1 Vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2023): Age ismus. Altersbilder und Altersdiskriminierung in 

Deutschland. Berlin. www.antidiskriminierungsstelle.de. Alle Internetquellen wurden zuletzt am 10.1.2024 ab-

gerufen. 

2 In fünf Bundesländern wurden bereits Pflegebeauftragte eingesetzt, die zum Teil auch Funktionen einer Om-

budsstelle übernehmen. Vgl. BAGSO e.V. (2023): Ältere Menschen vor Gewalt und Vernachlässigung schützen. 

Pressemitteilung vom 13.6.2023. Bonn. www.bagso.de.

und Seniorenbeauftragten eine wichtige 
Aufgabe zu.

Um Diskriminierung aktiv zu bekämpfen, 
sollte jedes Bundesland Antidiskriminie-
rungs- beziehungsweise Gleichbehand-
lungsgesetze beschließen. Hierbei ist eine 
Diskriminierung aufgrund des Lebensalters 
auszuschließen. 

Von besonderer Bedeutung für die Wahrung 
der Rechte älterer Menschen ist das Be-
treuungsrecht. Die Wirkung der im Jahr 2021 
beschlossenen Reform hängt vor allem von 
der Umsetzung in den Ländern ab. Diese 
müssen Justiz und Aufsichtsbehörden mit 
dem notwendigen Personal ausstatten und 
dessen fachspezifische Qualifikation sicher-
stellen. Auch die Arbeit der Betreuungs-
behörden und Betreuungsvereine müssen 
die Länder so fördern, dass diese die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben angemessen wahr-
nehmen können.

Ein tabuisiertes und wenig erforschtes Thema 
ist Gewalt in professionellen und privaten 
Pflegebeziehungen. Fachleute fordern neben 
Beratungs- und Entlastungsangeboten auch 
präventive Interventionsmöglichkeiten von 
Behörden und Gerichten. Die BAGSO fordert 
die Einrichtung von Ombudsstellen in allen 
Bundesländern.2 Die Länder sollten zudem 
dafür Sorge tragen, dass solche Stellen auch 
in allen Kommunen eingerichtet werden.

4

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/altersbilder_lang.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/01_News/Pressemitteilungen/2023/Pressemitteilung_AEltere_Menschen_vor_Gewalt_und_Vernachlaessigung_schuetzen_.pdf
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3.	 Landesaltenplanung	und	kommunale	
Seniorenpolitik	und	-arbeit	qualifizieren	
und	verknüpfen

Kommunale Seniorenpolitik und -arbeit ge-
staltet sich vor Ort sehr unterschiedlich. Sie 
entspricht nicht immer den tatsächlichen 
Lebenslagen und Bedarfen der älteren Be-
völkerung vor Ort, wie eine von der BAGSO in 
Auftrag gegebene Studie beispielhaft aufge-
zeigt hat.3 Zudem bedarf es einer besseren 
Koordination der vorhandenen Angebots-
struktur.

Die von der Bundesgesetzgebung in § 71 
SGB XII formulierten Aufgaben der Alten-
hilfe4 verpflichten die kreisfreien Städte 
und Landkreise, ein Mindestmaß an Bera-
tungs- und offenen Hilfsangeboten sicher-
zustellen.5 Aufgrund der offenen Formulie-
rung des § 71 SGB XII sind auf Landesebene 
allerdings ergänzende und konkretisierende 
Regelungen für die Ausgestaltung der Senio-
renarbeit in den Kommunen erforderlich. 
Nur auf einer solchen Grundlage können die 
Aufgaben aus § 71 SGB XII in den Kommunen 
angemessen umgesetzt werden.

Für eine gute Angebotsstruktur und -quali-
tät der kommunalen Altenarbeit braucht 
es auf Landesebene eine gesetzliche Rege-

3  Stratmann, J. (2021): Vergleichende Untersuchung zur kommunalen Altenarbeit. Disparitäten hinsichtlich der 

Lebensverhältnisse älterer Menschen. Hrsg.: BAGSO e.V. Bonn. www.bagso.de.

4 Der Begriff „Altenhilfe“ entspricht nicht der heutigen Vorstellung einer Seniorenpolitik und -arbeit, die sich an 

den Potenzialen des Alters ausrichtet und partizipativ und präventiv wirkt.

5 Hellermann, J. (2022): Die Altenhilfe nach § 71 SGB XII und der rechtliche Rahmen für ihre Weiterentwicklung. 

Rechtsgutachten. Hrsg.: BAGSO e.V. Bonn. www.bagso.de.

6 Vgl. Forschungsgesellschaft für Gerontologie e.V. (2015): Kommunale Altenberichterstattung in Nordrhein-West-

falen – eine Arbeitshilfe für Kommunen. Dortmund.

lung für eine regelmäßig fortzuschreibende 
Altenberichterstattung6 sowie einen regel-
mäßig zu aktualisierenden Landesaltenplan, 
der Rahmenstandards setzt.

Die Länder müssen klare Vorgaben machen 
für eine auf kommunaler Ebene integrierte 
und partizipative Sozialplanung mit Schwer-
punkt Altenplanung und -berichterstattung 
sowie für eine darauf basierende Grundaus-
stattung an Angeboten der Altenarbeit/-hilfe 
und entsprechende Koordinierungsleistun-
gen. Dies beinhaltet vor allem Informations- 
und Beratungsangebote, Begegnungsstätten 
sowie die Förderung von ehrenamtlichem 
Engagement.

Ohne eine spezifische, verbindliche und 
angemessene Finanzierung der kommuna-
len Seniorenarbeit durch die Länder kön-
nen viele Kommunen die Bereitstellung von 
Angeboten und Leistungen der Altenarbeit 
nicht umsetzen. In einzelnen Bundes-
ländern gibt es zeitlich befristete Förder-
programme, die Kommunen z. B. bei der 
Einrichtung von Beratungs- und anderen 
Angeboten für ältere Menschen unterstüt-
zen. Notwendig sind aber eine verpflich-
tende Ausführungsbestimmung und eine 
dauerhafte Finanzausstattung durch das 
jeweilige Land.

5

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2021/Disparitaetenstudie_Kommunale_Altenarbeit.pdf
https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2022/BAGSO_Rechtsgutachten_Altenhilfe_.pdf
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4.	 Integrierte	Stadt-	und	Ortsentwicklung	
planen	und	umsetzen	

Die Bundesländer unterscheiden sich hin-
sichtlich Fläche und geografischer Lage, 
Bevölkerungsstruktur, Finanzsituation und 
räumlichen Gliederung. Landkreise, Städte, 
Gemeinden stehen somit vor unterschied-
lichen Herausforderungen bei der Daseins-
vorsorge und der Gestaltung einer demo-
grafiesensiblen und alternsfreundlichen 
Stadt- und Ortsentwicklung.

Für ein gutes Altern und das Zusammenwir-
ken aller Generationen und unterschiedli-
cher sozialer Gruppen vor Ort ist eine al-
ternsfreundliche und nachhaltige Stadt- und 
Ortsentwicklung notwendig. Das Instrument 
dazu ist eine integrierte Sozialplanung, die 
auf ein lebenswertes und gesundes Lebens- 
und Wohnumfeld für alle Generationen zielt7 
und geeignete Maßnahmen für verletzliche 
Gruppen vorsieht. Auch der Klimawandel 
mit seinen gesundheitlichen und sozialen 
Folgen nicht nur für ältere Menschen muss 
in der Stadt- und Ortsentwicklung stärker 
berücksichtigt werden.8

Lebenswerte Quartiere und Orte benöti-
gen unterschiedliche Wohnangebote und 
barrierefreie Wohnungen, ein sicheres, 

7 Vgl. United Nations Human Settlements Programme (UN-Habitat) (2020): The New Urban Agenda. Nairobi. 

www.unhabitat.org. 

Und: Neue Leipzig-Charta. Die transformative Kraft der Städte für das Gemeinwohl. Verabschiedet beim Infor-

mellen Ministertreffen Stadtentwicklung am 30. November 2020. www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de.

8 Siehe auch BAGSO e.V. (2021): Generationenaufgabe Klimaschutz – für die Welt von morgen. Positionspapier. 

Bonn. www.bagso.de.

9 Ein praxistauglicher Ansatz zur Umsetzung vor Ort ist das WHO-Konzept der „age friendly cities and commu-

nities“. Es umfasst Aspekte von Begegnung und sozialem Miteinander, Bürgerbeteiligung, Sicherheit, gesund-

heitliche Prävention und verfolgt das Ziel einer nachhaltigen Kommune.

gesundheitsförderndes, aktivierendes und 
unterstützendes Umfeld, eine ausreichende 
Infrastruktur, Begegnungsräume sowie ziel-
gruppengerechte und regional angepasste 
Formen der Mobilität. Weil ältere Menschen 
im öffentlichen Raum oftmals Angst haben, 
sollten die Quartiere so gestaltet sein, dass 
sie Sicherheit vermitteln (z. B. durch Geh-
wegbeleuchtung). Zudem sind Informati-
ons- und Aufklärungskampagnen sinnvoll. 
Eine solche Stadt- und Ortsentwicklung 
erfordert die Unterstützung des Landes und 
gezielte Fördermaßnahmen.

Der Ansatz einer alternsfreundlichen Stadt9 
muss auf Beteiligung aufbauen. Die Einbe-
ziehung verschiedener Akteure, einschließ-
lich älterer Menschen und ihrer Vertretun-
gen, ist notwendig für eine bedarfsgerechte 
Planung, die darauf abzielt, Infrastruktur 
und Dienstleistungen für unterschiedliche 
Lebenslagen und Ressourcen älterer Men-
schen bereitzustellen.

6

https://unhabitat.org/sites/default/files/2020/12/nua_handbook_14dec2020_2.pdf
https://www.nationale-stadtentwicklungspolitik.de/NSPWeb/SharedDocs/Publikationen/DE/Publikationen/die_neue_leipzig_charta.pdf;jsessionid=B7C46D47E7F149BAC29A04F5D02106B7.live11294?__blob=publicationFile&v=7. abgerufen
https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2021/BAGSO-Positionspapier_Generationenaufgabe_Klimaschutz.pdf
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5.	 Soziales	Miteinander,	Solidarität	und	
Sorge	für	verletzliche	Gruppen	unter-
stützen

Viele ältere Menschen bringen sich in die 
Gemeinschaft und die Gestaltung des so-
zialen Miteinanders ein und unterstützen 
Familienangehörige. Diese für die Gesell-
schaft wertvolle Ressource gilt es zu erhalten 
und zu stärken. Ebenso ist das Recht auf 
soziale Teilhabe10 für alle älteren Menschen 
zu gewährleisten. 

Neben den grundlegenden Bedarfen und 
Bedürfnissen älterer Menschen sind auch 
spezifische Bedarfe zu berücksichtigen, zum 
Beispiel von Menschen mit geringem Ein-
kommen und geringen Bildungserfahrun-
gen. Hier fehlt es in der Fläche oftmals an 
zugehenden Formaten. Für Menschen mit 
Migrationsgeschichte und Fluchterfahrung 
sind sozialkulturelle Teilhabeangebote, die 
die gelebte kulturelle Vielfalt sowie den 
Austausch zwischen Menschen mit unter-
schiedlichem kulturellem und sozialem Er-
fahrungshintergrund fördern, entsprechend 
auszubauen. Bei der Entwicklung von Bil-
dungs- und weiteren sozialkulturellen Teil-
habeangeboten ist auch auf die spezifischen 
Bedarfe und Bedürfnisse jener Menschen zu 
achten, die sich in einer gesundheitlichen 
Grenz- oder sozialen Verlustsituation befin-
den, die mit hohen psychischen Belastun-
gen verbunden ist. Erforderlich sind ebenso 
Beratungsangebote, die die besonderen 
Herausforderungen betreuender oder pfle-
gender Angehöriger adressieren. Besondere 

10 Dieses Recht ist ausdrücklich in der Europäischen Sozialcharta verbürgt, Europarat (2018): Die Europäische So-

zialcharta auf einen Blick. www.coe.int.

Aufmerksamkeit ist Menschen zu schenken, 
bei denen Isolation und Einsamkeit die Le-
benssituation stark bestimmen. Dies wurde 
während der Corona-Pandemie besonders 
deutlich. Es ist wichtig, Isolation und Ein-
samkeit möglichst früh zu erkennen und die 
Menschen für den Austausch und die Begeg-
nung mit anderen zu gewinnen.

Aus unserer Sicht ist ein zentraler Auftrag der 
Daseinsvorsorge die Gestaltung präventiver, 
sozialräumlicher und aufsuchender Ange-
bote, die dazu motivieren, sich für die im 
Lebensumfeld bestehenden Gruppenange-
bote zu öffnen und diese zu nutzen. Auch 
das Thema sexuelle Vielfalt im höheren und 
hohen Alter muss sich in den Bildungs- und 
Teilhabeangeboten deutlich stärker als bis-
her wiederfinden.

Diese unterschiedlichen Lebenslagen älterer 
Menschen sind bei allen kommunalen Pla-
nungen und den daraus folgenden Angebo-
ten zu berücksichtigen. Dazu gehören eine 
zielgruppengerechte Ansprache, eine Öf-
fentlichkeitsarbeit, die Antidiskriminierung 
unterstützt, Informationen über Anlaufstel-
len und zugehende Formate für unterstüt-
zungsbedürftige Gruppen sowie gut erreich-
bare Begegnungsstätten/Quartierszentren. 
Selbstorganisierte Interessengruppen und 
neue Nachbarschaftsformen sind zu unter-
stützen, um soziale Kontakte zu erhalten 
oder aufzubauen. 

Jede Grundausstattung der Altenarbeit muss 
dem Prinzip der „Sorgenden Gemeinschaft“ 

7

https://rm.coe.int/the-charter-at-a-glance-deu/16808ff5f5
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folgen, wie sie im Siebten Altenbericht der 
Bundesregierung beschrieben wurde. Dies 
wird ohne eine unterstützende, an den 
Bedarfen orientierte Landesseniorenpolitik 
nicht gelingen.

6.	 Freiwilliges	Engagement	älterer		
Menschen	fördern

Menschen, die in den „Ruhestand“ treten, 
haben ein hohes Potenzial an Fähigkeiten 
und Kompetenzen. Ihr freiwilliges, ehren-
amtliches Engagement ist nicht zuletzt 
angesichts des steigenden Hilfebedarfs in 
vielen Teilen der Gesellschaft unverzicht-
bar. Insbesondere bei den sogenannten 
Babyboomern, den zwischen 1955 und 1970 
geborenen Jahrgängen, ist der Wunsch nach 
Gestaltung und Mitverantwortung in der 
nachberuflichen Lebensphase ausgeprägt. 

Um diese Personengruppe zu erreichen, 
sind sinnstiftende Interessengruppen, 
generationenübergreifende Projekte oder 
auch Initiativen zur Gestaltung des eige-
nen Wohnumfelds notwendig. Mögliche 
Anknüpfungspunkte für Engagement sind 
aktuelle Themen wie der Klimawandel oder 
regionale Themen, um Gemeinsinn und 
Selbstwirksamkeit zu erfahren und zu ent-
wickeln.

Engagementstrategien, wie sie bereits in 
vielen Bundesländern bestehen, müssen 
auf die Erfahrungen, die Kompetenzen und 
den Gestaltungswillen älterer Menschen 
zugeschnitten sein. Außerdem müssen bei 
der Angebotsgestaltung mögliche Hinde-
rungsgründe für die Aufnahme eines Enga-

11 BAGSO e.V. (2021): Mitentscheiden und Mitgestalten. Positionspapier. Bonn. www.bagso.de.

gements berücksichtigt werden, wie z. B. 
fehlende finanzielle Ressourcen, Sprachbar-
rieren oder das Fehlen von Ansprechperso-
nen vor Ort. 

Um das soziale Engagement älterer Men-
schen zu stärken, sind hauptamtlich besetz-
te Anlaufstellen notwendig, die Initiativen 
und Vereine beraten, beim Aufbau neuer 
Engagementformate unterstützen, Netzwer-
ke initiieren und begleiten, Informations-
transfer leisten und die Qualifizierung und 
Anerkennung der Ehrenamtlichen sicher-
stellen. Damit dies gelingt, ist ein gemein-
sames, abgestimmtes Vorgehen von Ländern 
und Kommunen erforderlich.

Eine Koordinierungsstelle auf Landesebe-
ne sollte Austausch- und Qualifizierungs-
angebote für Kommunen, Organisationen, 
Vereine und Initiativen anbieten. Neben 
analogen Angeboten und einer verbesser-
ten Öffentlichkeitsarbeit müssen digitale 
Austauschforen und Netzwerke sowie Be-
ratungsangebote zu digitalen Medien aus-
gebaut werden. 

7.	 Politische	Beteiligung	stärken	

Angebote der politischen Bildung sind für 
alle Generationen deutlich auszubauen. 
Denn politische Bildung trägt dazu bei, über 
politische Sachverhalte informiert zu sein, 
eine eigene Position zu formulieren und die 
Motivation zum politischen Engagement zu 
erhöhen.11 Die Förderung von Demokratie, 
die Prävention von Extremismus und die Be-
rücksichtigung von Vielfalt sind dabei wich-
tiger denn je. Möglichkeiten und Räume für 

8

https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2021/BAGSO-Positionspapier_Mitentscheiden_und_Mitgestalten.pdf
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Austausch und Dialog der verschiedenen 
sozialen Gruppen und Generationen för-
dern den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und tragen zur Willensbildung und Demo-
kratieförderung bei. Daher sollten ältere 
Menschen in der politischen Bildung – auch 
generationenübergreifend – sehr viel stärker 
als bisher berücksichtigt und ihr Erfahrungs-
wissen in den Dialog mit jüngeren Genera-
tionen einbezogen werden.

Nach der Verabschiedung des Demokratie-
fördergesetzes12 auf Bundesebene ist die 
Demokratieförderung gemeinsam mit den 
Ländern durch konkrete Maßnahmen um-
zusetzen. Um demokratisches Bewusstsein 
zu fördern und das Entstehen demokra-
tiefeindlicher Strömungen zu verhindern, 
sollten zivilgesellschaftliche Ressourcen 
verlässlich gestärkt werden. Bei der Umset-
zung des Demokratiefördergesetzes muss die 
Förderung politischer Bildung im Sinne des 
Empowerments unbedingt auch die Ziel-
gruppe der Älteren einschließen.

Die Arbeit von Seniorenvertretungen ist ein 
wichtiger Beitrag der politischen Partizipa-
tion älterer Menschen. Sie muss verbind-
lich geregelt werden, z. B. im Rahmen der 
Gemeinde- und Kreisordnungen der Länder 
oder durch Seniorenmitwirkungsgesetze. Ein 
zentraler Baustein sind dabei Anhörungs-
rechte für Seniorenvertretungen (auch auf 
Landesebene). Demokratische Strukturen, 
insbesondere die Konstituierung der Senio-
renvertretungen durch Wahlen, stärken das 
Mandat und fördern das Selbstverständnis, 

12 BMFSFJ (2022): Gesetzentwurf der Bundesregierung. Demokratiefördergesetz. www.bmfsfj.de.

13 BAGSO e.V. (2022): Bildung im Alter – für alle ermöglichen. Positionspapier. Bonn. www.bagso.de.

das Selbstbewusstsein und die Motivation 
derjenigen, die sich in den Gremien enga-
gieren. Ihr Votum sollte bei allen landes- 
und kommunalpolitischen Maßnahmen 
mit Relevanz für Seniorinnen und Senioren 
gehört und berücksichtigt werden.

8.	 Angebote	für	Lernen	und	Bildung		
im	Alter	erweitern

Bildung im Alter ist ein Schlüssel zur Teil-
habe am politischen und gesellschaftlichen 
Leben. Zugleich ermöglicht sie Älteren, die 
individuellen Herausforderungen zu meis-
tern, die mit dem Älterwerden verbunden 
sind, und möglichst lange ein selbststän-
diges Leben zu führen. Ältere sind auch 
Wissensträger, die neben biografischen 
Erfahrungen über zeitgeschichtliches Wissen 
verfügen. Die Weitergabe dieses Erfahrungs-
wissens an andere Generationen ist ein 
Gewinn für Einzelne wie für die gesamte 
Gesellschaft.

Bildung und Bildungspolitik ist in Deutsch-
land im Wesentlichen Aufgabe der Länder. 
Laut Grundgesetz liegen die staatlichen Auf-
gaben und Kompetenzen für die Kultur- und 
Bildungspolitik vorrangig in ihren Händen 
(Art. 30 GG). Sie sind damit auch für die 
Erwachsenenbildung zuständig. Hier sind 
mehr attraktive Bildungsangebote für die 
nachberufliche Lebensphase erforderlich.

Bildung im Alter muss ganzheitlich verstan-
den werden und unterschiedliche Lernbe-
reiche und -orte umfassen.13 
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Bildungsangebote für Ältere sind idealiter 
unter Einbeziehung der Teilnehmenden par-
tizipativ zu entwickeln. 

Fehlende Bildungsmöglichkeiten verschär-
fen soziale Ungleichheit. Vor allem für ältere 
Menschen mit geringer formaler Bildung, 
geringem Einkommen und gesundheitlichen 
Einschränkungen bedarf es daher niedrig-
schwelliger und unentgeltlicher Möglichkei-
ten des Lernens im direkten Wohnumfeld, 
in der eigenen Häuslichkeit sowie in Alten- 
und Pflegeeinrichtungen. 

Für benachteiligte Gruppen ist die Teilnah-
me an Angeboten der Grundbildung wich-
tig, um Exklusion zu verhindern. Angebote 
zur Gesundheitsförderung, Sprachkurse für 
ältere Migrantinnen und Migranten, gene-
rationenübergreifende Angebote und inter-
kulturelle Begegnungen bei Bildungsver-
anstaltungen fördern den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und stärken das Gemeinwe-
sen.

Die Länder sollten den Bestand und den 
Bedarf an Bildungsmaßnahmen für ältere 
Menschen (jenseits beruflicher Bildung) er-
heben und regionale Strategien entwickeln. 
Ziel muss sein, regionale Ungleichheiten in 
der Bildungslandschaft für ältere Menschen 
abzubauen, gute partizipative Beispiele 
und Konzepte zu verbreiten und regionale 
Bildungsnetzwerke und Anbieter für Alters-
themen zu sensibilisieren. Bildungsanbieter 
sollten über geragogische Kompetenzen ver-
fügen. Sollte dies nicht der Fall sein, müssen 

14 Jokisch, M.; Göbl, L. (2022): Leben ohne Internet – geht’s noch? Ergebnisbericht zu einer Umfrage der BAGSO. 

Hrsg.: BAGSO e.V. Bonn. www.bagso.de.

diese vermittelt werden. All dies erfordert 
eine gezielte finanzielle Förderung der 
Kommunen, Bildungsanbieter und Verbände 
durch die Länder. 

9.	Digitalisierung	und	Medienkompetenz	
ausbauen

Die Digitalisierung verändert die Rahmen-
bedingungen für das Leben und die gesell-
schaftliche Teilhabe Älterer in hohem Maße. 
Die Folgen dieser Entwicklung sind ambiva-
lent. Einerseits eröffnen digitale Hilfsmittel 
und Beratungsformen für Menschen, die sie 
nutzen können, neue Möglichkeiten, um 
trotz Beeinträchtigungen ein selbstständiges 
Leben führen zu können. Andererseits kann 
die Digitalisierung die gesellschaftliche Teil-
habe erschweren und zur Ausgrenzung von 
Personen führen, die sich die entsprechende 
Technik nicht leisten können, sie nicht be-
herrschen oder nicht nutzen wollen.14

Aufgabe der Länder ist es, den Kommunen 
Handlungsanweisungen zu geben, damit die 
Digitalisierung bürgernaher Dienste nicht zur 
Exklusion führt. Um ältere Menschen oder 
Bevölkerungsgruppen nicht auszuschließen, 
müssen barrierefreie, analoge Zugänge, An-
sprechstellen und Beratungs- und Informa-
tionsangebote gewährleistet werden. Diese 
dürfen nicht mit Mehrkosten für die Nutzen-
den verbunden sein. 

Gleichzeitig müssen die Länder geeignete 
Rahmenbedingungen schaffen, um ins-
besondere älteren Menschen den Zugang 
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zu digitalen Technologien und Medien zu 
ermöglichen. Dazu muss zunächst erhoben 
werden, wie digitale Geräte und Techniken 
genutzt werden, wo Ungleichheiten beste-
hen und welche Entwicklungs- und Unter-
stützungsbedarfe es gibt. Bei der Planung 
und Erprobung digitaler Dienstleistungen 
müssen ältere Menschen oder ihre Vertre-
tungen eingebunden werden.

Ältere Menschen nutzen die neuen digita-
len Möglichkeiten oft nicht, weil sie nicht 
über die entsprechenden Kompetenzen und 
Ressourcen verfügen. Um diese zu erlangen, 
sind öffentlich zugängliche wohnortnahe 
Lernorte hilfreich, die in jeder Kommune 
vorhanden sein sollten. Auch Bibliotheken 
können dabei eine wichtige Rolle spielen. 
Alle maßgeblichen Lernorte müssen über 
eine digitale Grundausstattung verfügen, 
zudem muss die Förderung der Angebo-
te nachhaltig sein. Die Bildungsangebote 
vor Ort sollten sowohl auf die Chancen der 
Digitalisierung eingehen als auch deren Ent-
wicklung und Einsatz kritisch hinterfragen. 

Digitale Teilhabe kostet Geld. Daher muss 
die Finanzierung einer digitalen Mindest-
ausstattung als Bedarf in der Grundsiche-
rung enthalten sein. Zu klären ist auch, 
welche Hard- und Software als Digitale 
Pflegeanwendung und somit als zusätzliche 
Kassenleistungen zu klassifizieren sind und 
zur Verfügung stehen sollten.

15 Nach der Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorganisation aus dem Jahre 1986 ist Gesundheit primär ein 

„aktiver Zustand“, der nicht allein durch die Abwesenheit von Erkrankungen und Funktionseinschränkungen 

gekennzeichnet ist. Dies bedeutet die Fähigkeit und Bereitschaft der Person, das eigene Leben nach eigenen 

Werten, Überzeugungen und Bedürfnissen zu gestalten. Zudem wird in dieser Deklaration das subjektive Ge-

sundheitserleben betont, das sich von der objektiv gegebenen Gesundheit erkennbar unterscheiden kann:  

Die positiv erlebte Gesundheit ist somit als ein wichtiges Merkmal der Gesundheit einzustufen.

Digitalisierung ist eine Querschnittsaufgabe. 
Ihre Anforderungen sind, insbesondere mit 
Blick auf ältere Menschen, bei jeglichem 
Verwaltungshandeln mitzudenken und zu 
überprüfen. Dies betrifft auch den Einsatz 
diskriminierender Algorithmen. Sie dürfen 
ältere Menschen nicht benachteiligen oder 
von der Teilhabe ausschließen. 

Digitalisierung muss als Chance begriffen 
werden, um ältere Menschen zu befähigen, 
ihre Erfahrungen und Fähigkeiten auch in 
digitalen Räumen verfügbar zu machen und 
zu teilen.

10.	Gesundheitsförderung,	Prävention,		
Sorge	und	Pflege	verbessern

Ungeachtet der Zuständigkeiten des Bundes 
und Dritter, wie zum Beispiel der Kranken- 
und Pflegekassen, ist es eine gesetzlich 
vorgegebene Aufgabe der Bundesländer und 
Kommunen, die Gesundheit ihrer Bürgerin-
nen und Bürger im Sinne der Ottawa-Char-
ta15 und damit auch die der älteren Men-
schen zu schützen und zu fördern.

Geregelt ist dies z. B. in § 9 SGB XI (Verant-
wortung der Länder für die Vorhaltung einer 
leistungsfähigen und ausreichenden pfle-
gerischen Versorgungsstruktur) und in den 
„Gesetzen über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst (ÖGDG)“, die die meisten Länder 
erlassen haben.
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Allerdings werden in den ÖGD-Gesetzen vie-
le Aspekte der Gesundheitsförderung nicht 
oder nur in vagen Formulierungen erwähnt. 
Notwendig ist hingegen eine verbesserte, 
nach Altersgruppen differenzierte, regelmä-
ßige statistische Erfassung der existierenden 
Bedarfslagen, der vorhandenen Angebots-
struktur und der Versorgungslücken in Form 
einer qualifizierten Gesundheitsbericht-
erstattung im Rahmen eines kommunalen 
Gesundheitsplans.

Um die Selbstständigkeit im Alter im Sinne 
eines ganzheitlichen Gesundheitsverständ-
nisses zu erhalten und zu fördern, sind die 
Länder gefordert, die verschiedenen Ange-
bote und Leistungsträger zu koordinieren, 
verbindliche Rahmenbedingungen zu schaf-
fen und die Kommunen mit entsprechen-
den Aufgaben zu beauftragen und finanziell 
auszustatten.

Die Länder müssen die unteren Gesund-
heitsbehörden stärker verpflichten, kon-
tinuierlich mit anderen lokalen Gesund-
heitsakteuren zusammenzuarbeiten, auch 
um gesundheitliche Mindeststandards zu 
sichern. Sie sollten Personalmindestgrößen 
für die unteren Gesundheitsbehörden fest-
legen und diese regelmäßig überwachen. 

16 BAGSO e.V. (2019): Stärkung und Weiterentwicklung der geriatrischen Versorgung. Positionspapier. Bonn.  

www.bagso.de.

17 Siehe z. B.: Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren Baden-Württemberg 

(2014): Geriatriekonzept Baden-Württemberg 2014. www.sozialministerium.baden-wuerttemberg.de.

18 Nach einem Gutachten von Heinz Rothgang für den stationären Bereich um mehr als ein Drittel, siehe: SOCIUM 

Forschungszentrum Ungleichheit und Sozialpolitik, Institut für Public Health und Pflegeforschung (IPP) u.a. 

(2020): Entwicklung und Erprobung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen Bemessung 

des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen und quantitativen Maßstäben gemäß § 113c SGB 

XI (PeBeM). Bremen 2020, S. 258. www.gs-qsa-pflege.de.

Die Vertretung der älteren Menschen in den 
kommunalen Gesundheits- und Pflegekon-
ferenzen sowie in den kommunalen Fach-
ausschüssen ist durch die Länder verbindlich 
zu regeln.

Die Länder sollten in Kooperation mit den 
Kommunen erfolgreiche Ansätze wie prä-
ventive Hausbesuche und kompetente 
Beratungs- und Unterstützungsangebote für 
pflegende Angehörige flächendeckend aus-
bauen und finanzieren. Auch eine ortsnahe 
medizinische Versorgung (einschließlich ei-
ner angemessenen Krankenhausversorgung) 
muss für alle Menschen zugänglich sein. 

Die Geriatrie muss ebenfalls deutlich ge-
stärkt und weiterentwickelt werden.16 Die 
Länder sollten nicht nur die bundeseinheit-
lichen Anforderungen erfüllen, sondern da-
rüber hinaus einen Geriatrieplan17 erarbei-
ten, der regelhaft den aktuellen Bestand der 
geriatrischen Versorgungsstrukturen sowie 
zukünftige Behandlungsbedarfe abbildet. 

Angesichts des zunehmenden Unterstüt-
zungs- und Pflegebedarfs und der Abnahme 
der familiären Versorgung muss die Zahl der 
Pflegekräfte erheblich aufgestockt werden,18 
um Pflegebedürftige angemessen zu ver-
sorgen. Die Länder sind für den Vollzug des 
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Pflegeberufegesetzes zuständig und können 
eigene Regelungen erlassen. Sie sind daher 
verpflichtet, Maßnahmen zu ergreifen, um 
mehr Menschen für einen Pflegeberuf zu 
gewinnen, zu qualifizieren und zu halten.

Insgesamt bedarf es eines Auf- und Ausbaus 
einer umfassenden „Sorgestruktur“, wie 
sie im Siebten Altenbericht19 beschrieben 
und von der BAGSO in ihrem Positionspapier 
„Sorge und Pflege: Neue Strukturen in kom-
munaler Verantwortung“20 gefordert wird. 

Um dies zu erreichen, müssen die Länder 
gesetzliche Grundlagen und finanzielle 
Rahmenbedingungen schaffen bzw. ver-
stärken, die die Kommunen verpflichten 
und befähigen, angepasste quartiers- und 
gemeindebezogene Sorgekonzepte zu er-
arbeiten, die den tatsächlichen Bedarfen 
älterer Menschen und ihres sozialen Umfelds 
entsprechen. 

Dieses Positionspapier wurde im  
Dezember 2023 vom Vorstand der BAGSO  
verabschiedet.

19 BMFSFJ (2017): Siebter Bericht zur Lage der älteren Generation in der Bundesrepublik Deutschland. Sorge und 

Mitverantwortung in der Kommune – Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften. Berlin.  

www.siebter.altenbericht.de.

20 BAGSO e.V. (2023): Sorge und Pflege: Neue Strukturen in kommunaler Verantwortung. Positionspapier. Bonn. 

www.bagso.de.
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Zentrale	Aussagen	

1.	 Seniorenpolitik ist Verantwortung und 
Aufgabe von Bund, Ländern, Kommunen 
und Zivilgesellschaft – einschließlich der 
Älteren selbst. Als Querschnittsaufgabe 
erfordert sie einen ressort- und genera-
tionenübergreifenden Handlungsansatz, 
eine verbindliche Grundausstattung 
der örtlichen Altenhilfe und Altenarbeit 
sowie – als fachliche Basis – eine Alten-
berichterstattung auf Landes- und regio-
naler Ebene.

2.	 Seniorenpolitik ist auf allen Ebenen der 
Stärkung der Rechte älterer Menschen 
verpflichtet. Dazu zählen insbesondere 
der Schutz vor Diskriminierung, die Er-
möglichung von Selbstbestimmung auch 
in rechtlicher Betreuung, der Zugang zu 
Gesundheit, Pflege und gesellschaftlicher 
Teilhabe sowie der wirksame Schutz vor 
Gewalt in Pflegebeziehungen durch die 
Einrichtung von Ombudsstellen.

3.	 Die Kommunen verantworten als Träger 
der Altenhilfe nach § 71 SGB XII die Seni-
orenpolitik vor Ort. Weil viele Kommunen 
Angebote und Leistungen der Altenarbeit 
ohne spezifische Finanzierung durch die 
Länder nicht umsetzen können, müssen 
die Länder Ausführungsbestimmungen 
erlassen und die dafür notwendigen 
Mittel bereitstellen.

4.	 Lebenswerte, alternsfreundliche Quar-
tiere, Gemeinden, Städte und Stadtteile 
sind elementar für ein gutes Leben im 
Alter. Ihre nachhaltige Entwicklung erfor-
dert gezielte Fördermaßnahmen.

5.	 Die Lebenslagen älterer Menschen sind 
heterogen. Die Landesseniorenpolitik 
muss dies in den Blick nehmen und die 
Solidarität mit bzw. die Sorge für verletz-
liche Gruppen unterstützen. Die unter-
schiedlichen Lebenslagen älterer Men-
schen sind auch auf der kommunalen 
Ebene zu berücksichtigen. Dazu gehören 
vor Ort eine zielgruppengerechte Anspra-
che, Beratungsangebote und zugehende 
Formate für unterstützungsbedürftige 
Gruppen und gut erreichbare Begeg-
nungsstätten und Quartierszentren.

6.	 Ältere Menschen sind vielfach und viel-
fältig freiwillig-bürgerschaftlich enga-
giert. Dieses Engagement benötigt jedoch 
eine unterstützende Infrastruktur, Aus-
tausch- und Qualifizierungsangebote im 
Rahmen einer Landes-Engagementstra-
tegie, verbunden mit einer verlässlichen 
Förderkulisse.

7.	 Demokratie lebt von politisch engagier-
ten und interessierten Bürgerinnen und 
Bürgern. Seniorenvertretungen, Senio-
renbeiräte und Formen der Selbstorga-
nisation älterer Menschen im politischen 
Raum sind wertvolle Ressourcen der Bür-
gergesellschaft. Die Bundesländer und 
Kommunen sollten deshalb bestehende 
Seniorenvertretungen aktiv unterstüt-
zen und Beteiligungsmöglichkeiten und 
-rechte ausbauen.
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8.	 Bildung ist in jedem Alter ein Menschen-
recht und eine originäre Aufgabe und 
Verantwortung der Länder. Die Landes-
seniorenpolitik muss daher den Zugang 
zu Bildung auch im Alter gewährleisten 
und entsprechende Angebote durch eine 
Qualifizierungsoffensive ausbauen.

9.	 Bei der Entwicklung und dem Einsatz 
digitaler Technik müssen immer auch die 
Auswirkungen auf die Lebenslagen und 
Kompetenzen älterer Menschen berück-
sichtigt werden. Hierzu bedarf es der 
Beteiligung älterer Menschen bei der 
Entwicklung von digitalen Angeboten. 
Notwendig sind auch Handlungsanwei-
sungen der Länder an die Kommunen, 

um zu verhindern, dass bürgernahe 
digitale Dienste zu Exklusion führen. Das 
Recht auf analoges Leben muss gewähr-
leistet bleiben.

10.	Gesundheitsförderung, Prävention, Sorge, 
Pflege und Unterstützung sind elemen-
tar für die Lebensqualität im Alter und 
zentrale Aufgaben einer zukunftsfähigen 
Gesundheits- und Pflegepolitik in den 
Ländern. Der Fokus sollte auf dem Auf- 
und Ausbau einer kommunal gestalteten 
„Sorgestruktur“ (Siebter Altenbericht) lie-
gen sowie auf der Verzögerung und Ver-
meidung von Pflegebedürftigkeit durch 
Prävention und Gesundheitsförderung.

BAGSO	
Bundesarbeitsgemeinschaft		
der	Seniorenorganisationen	e.	V.
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Telefon 0228 / 24 99 93-0 
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Die	BAGSO	–	Stimme	der	Älteren

Die BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Seniorenorganisationen vertritt die 
Interessen der älteren Generationen in 
Deutschland. Sie setzt sich für ein aktives, 
selbstbestimmtes und möglichst gesundes 
Älterwerden in sozialer Sicherheit ein. In 
der BAGSO sind mehr als 120 Vereine und 
Verbände der Zivilgesellschaft zusammen-
geschlossen, die von älteren Menschen ge-
tragen werden oder die sich für die Belange 
Älterer engagieren.

Die BAGSO fördert ein differenziertes Bild 
vom Alter, das die vielfältigen Chancen eines 

längeren Lebens ebenso einschließt wie 
Zeiten der Verletzlichkeit und Hilfe- bzw. 
Pflegebedürftigkeit. Gegenüber Politik,  
Gesellschaft und Wirtschaft tritt sie für Rah-
menbedingungen ein, die ein gutes und 
würdevolles Leben im Alter ermöglichen –  
in Deutschland, in Europa und weltweit. 

In Positionspapieren und Stellungnahmen 
gibt die BAGSO Anstöße und Empfehlungen 
für politisches Handeln in Bund, Ländern 
und Kommunen. Die BAGSO veröffentlicht 
eine Vielzahl von Publikationen zu unter-
schiedlichen Themen, die kostenfrei zu be-
stellen sind oder auf der BAGSO-Internet- 
seite heruntergeladen werden können.
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